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Inhalt: 
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Beschlußvorschlag: 
 
Der Kreistag, die Städte und Ämter des Landkreises Uckermark sprechen sich gegen das 
GFG 2002/2003 aus, da die Finanzausstattung des Kreises und der Kommunen nicht aus-
kömmlich ist. Die Senkung der Investpauschale nach § 17 und § 21 kann nicht hingenommen 
werden.  
Die Stellungnahme des Landkreistages zum Regierungsentwurf des GFG wird unterstützt.   

zuständiges Amt:       

Kämmerei  Förster  Dr. Krause  Dr. Benthin 
  Amtsleiter  Dezernent  Landrat 

       
abgestimmt mit: 
Amt  Name   Unterschrift   

  
  

  
 
Beratungsergebnis: 

Kreistag/ 
Ausschuß 

Datum Stimmen Stimm- 
enthaltung 

Einstimmig Lt. Beschluß- 
Vorschlag 

Abweichender 
Beschluß 

 (s.beiliegendes Formblatt) 
  Ja Nein     

        

        

        

        



 
 
Begründung: 
 
Die Ämter und Städte haben in der Beratung am 14. November 2001 zur Erörterung des 
Haushaltsentwurfs 2002 den Landkreis aufgefordert, sich gemeinsam gegen den Regie-
rungsentwurf des Gemeindefinanzierungsgesetzes 2002 und 2003 auszusprechen. 
Hauptgründe dafür sind: 
1. Die Finanzausstattung der Gemeinden, Städte und des Landkreises ist nicht ausrei-

chend. 
 
2. Die Senkung der Investitonspauschale nach § 17 um 30% kann nicht akzeptiert wer-

den.  
 
3. Eine Senkung der Investitionspauschale nach § 21 um 15% kann nicht hingenommen 

werden, da es sich in diesem Fall um Bundesmittel handelt und der Bund diese Mittel 
gegenüber dem Land nicht gekürzt hat. 

 
Die Ämter, Städte und der Landkreis schließen sich der Stellungnahme des Landkreista-
ges zum Regierungsentwurf Az.: 20 30-10/H/str. an. (Anlage)   
 






















